
 

 

                                     

--------------------------------------------------------------------------

Protokoll 
 

der  2. Sitzung des Bezirksschulbeirat (BSB) Charlottenburg-Wilmersdorf  

 

------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Ort:  Ernst-Habermann-Grundschule – 04G18 

  Prinzregentstraße 33-34; 10715 Berlin 

Tag:  26. Februar 2015 

Zeit:  19:00 – 22:05 Uhr 

Teilnehmer: Frau Paul-Beckmann in Vertretung für Herrn Redel  

SenBJW I O4-Frau Rudnick, 

Vertreter_innen der Eltern lt. Teilnehmerliste, 

Vertreter_innen der Lehrkräfte lt. Teilnehmerliste 

Vertreter der Schülerinnen und Schüler lt. Teilnehmerliste 

Gastgeber: Frau Hantke (Schulleiterin), Herr Werner (stellvertretender Schulleiter) 

 Frau Schmidt für den Träger (TÄKS eV) der ergänzenden Betreuung 

Leitung: Sebastian C. Semler (Vorsitzender des BSB) 

Protokoll: Herr Ritter (Elternvertreter) 

 

 

Vor Beginn: 19:00 Uhr Rundgang durch die Ernst-Habermann-Grundschule 

 

Tagesordnung: 

 

Top 1 Begrüßung und Beschlussfassung 

 über Tagesordnung, Protokollführung, Verabschiedung von Sitzungsprotokollen 

 

Top 2   Ernst-Habermann-Grundschule auf dem Weg 

 

Top 3   Aktuelle halbe Stunde – Fragen an Schulaufsicht und Schulträger 

 

Top 4   Berichte zum Oberschulcatering 

 

Top 5   Masernerkrankungen an Schulen 

 

Top 6   Neue Rahmenlehrpläne 

 

Top 7   Statusfeststellung Delegierter freier Schulen 

 

Top 8   Berichte aus den Gremien 

 

Top 9   Anträge 

 

Top 10 Verschiedenes 

 

 



 

 

Rundgang:  

 

Im August 2014 fand der Umzug der Ernst-Habermann-Grundschule vom Standort 

Babelsberger Str. in das alte Gebäude der Rudolf-Diesel-Oberschule statt. Damit waren 

umfangreiche bauliche Maßnahmen verbunden. Die Mitglieder des BSB erhielten einen 

Einblick über die neuen Räumlichkeiten und einen Einblick über weitere notwendige 

Baumaßnahmen. Darüber hinaus konnte ein Eindruck über die enorme Anstrengung 

gewonnen werden, die der  Umzug dem Personal abverlangt hat.  

 

An dieser Stelle vielen Dank an Frau Hantke, Frau Schmidt und Herrn Werner. 

 

 

zu Top 1 Annahme der vorliegenden Tagesordnung. 

Mit folgender Änderung in der Niederschrift über die Wahlen der 

konstituierenden Sitzung des BSB am 08.01.2015 wird dies verabschiedet: 

Neben zwei redaktionellen Korrekturen soll bei den Wahlen zu TOP 6 die in 

der Sitzung vorgetragene Klarstellung mit aufgenommen werden „Gemäß 

Geschäftsordnung des Migrationsbeirats ist die Dauer des Mandats ist nicht an den 

üblichen Turnus der BSB-Wahlen gekoppelt, sondern geht bis zum Ende der 

Amtsperiode der BVV, d.h. bis September 2017; das Mandat erlischt vorher bei 

Ausscheiden aus dem BSB oder bei Rücktritt von diesem Mandat.“ 

 

zu Top 2 Frau Hantke stellt kurz die Ernst-Habermann-Grundschule vor. Herr Werner 

zeigt Impressionen zum Umzug der Schule in den Sommerferien 2014  und 

erläutert unter welch massiven Anstrengungen dies vollzogen wurde.  

 Durch den Anbau eines Fahrstuhls und der Schaffung einer Behinderten-

gerechten Toilette ist die Schule nun auch barrierefrei.  

Weiteren Handlungsbedarf gibt es bezüglich einer ungeklärten Situation zur 

notwendigen Nutzung von Fahrradständern, dem Fehlen eines Tresens für den 

Naviraum und der bis heute ungeklärten Situation zur Nutzung des Internets.  

Die Sanierung des Schulhofs steht ebenfalls noch aus. Hierfür sein die Mittel 

jedoch bereits freigesetzt und die Maßnahmen können in diesem Jahr beginnen. 

Mittel für bauliche Maßnahmen zur Nutzung der Aula wurden ebenfalls in 

Aussicht gestellt. 

 

Zu Top 3 - Nachfrage zur Investitionsplanung 2015 bis 2019 Position 211-

Baumaßnahmen-Hochbau des Bezirks. 

 Frau Paul Beckmann erläutert bezüglich der Erwin-von-Witzleben-

Grundschule die Zusammenhänge. Das Problem der zu kleinen Sporthalle sei 

erkannt. 

 - Auf Nachfrage zur Eröffnung der Stammklassen am Herder-Gymnasium 

merkt die Schulaufsicht an, dass bei ausreichenden Anmeldezahlen 

selbstverständlich diese Klasse eingerichtet wird. 

 - Die aktuellen Anmeldezahlen liegen noch nicht vor, da am Tag zuvor erst 

Anmeldeschluss für die Oberschulen war. Nach derzeitigem Stand der 

Auswertung würden aber an allen Schulen Klassen eingerichtet. 

  - Es wurde in Aussicht gestellt, im Herbst wieder eine Oberschulmesse im 

Bezirk abzuhalten (nach den Herbtstferien). 

 

zu Top 4 Bericht zum vom BSB initiierten Treffen am 12.02.2015 unter Beteiligung von 

Herrn Medrow (SenBJW), Herrn Redel (Schulamt), zwei Vertretern der 



 

 

Caterer (Luna & 3 Köche), sowie Vertretern  der Schulen (siehe 

Zusammenfassung in der Anlage). Ergebnis: Herr Redel prüft eine 

Übergangslösung hinsichtlich der Verringerung der „Pacht“ bzw. 

Betriebskosten für die Caterer. Herr Medrow stellte in Aussicht, eine 

Neuordnung zum Thema Oberschulessen auf Senatsebene noch in diesem Jahr 

auf den Weg zu bringen. In diesem Zusammenhang erging an Frau Jantzen und 

die Vorsitzende des Schulausschuss ein Schreiben der betroffenen Schulen.    

 Die Überlegung einer „Umsatzmiete“ wurde angeregt. Solange der Caterer 

negative Umsätze aufgrund der vermeidlichen Unwirtschaftlichkeit  einfährt, 

könnte darüber nachgedacht werden, die „Pacht“ auszusetzen. Bei 

Überschüssen könnte diese wieder erhoben werden. 

 

zu Top  5 Wie den Medien zu entnehmen war, gab es an der Waldschule einen 

Masernvorfall. In diesem Zusammenhang beschloss das Gesundheitsamt zu 

handeln und sprach ein Schulbesuchsverbot aus. Die Schüler_innen konnten 

am 26.02. unter Vorlage des Impfpasses die Schule wieder besuchen. Für 

Schüler_innen, die im direkten Kontakt mit dem erkrankten Schüler standen 

und für die kein ausreichender Impfschutz besteht, gibt es ein 14- tägiges 

Schulbesuchsverbot. 

 Eine weitere Masernerkrankung gab es bereits im Vorfeld an der Friedensburg 

Oberschule. 

 Der BSB-Vorstand verweist nach erfolgter Rücksprache auf das aktuelle 

Infoblatt des Gesundheitsamts hierzu (siehe Anlage) und bittet, diese 

Informationen an die Gremien und Schulen weiterzuleiten.  

Es wird beschlossen, zu einer der kommenden Sitzungen Vertreter des 

Gesundheitsamts einzuladen, um insgesamt über die Gesundheitsfür- und 

vorsorge im schulischen Umfeld zu informieren. 

 

zu Top  6 Frau Rudnick berichtet, dass die Anhörungsphase zu den neuen 

Rahmenlehrplänen für die Jahrgangsstufen 1-10 in Berlin und Brandenburg 

vom 28.11.2014 – 27.03.2015 voraussichtlich nicht verlängert wird. Bis zum 

18.02.2015 gab es bei der reinen online-Befragung nur marginale 

Rückmeldungen. Im Schuljahr 2015/2016 soll die Erprobungsphase laufen und 

2016/2017 sollen dann die Rahmenlehrpläne in Kraft treten. Bis zum Sommer 

sollen die Ergebnisse der Befragung eingebunden werden. Parallel dazu wird 

die Regionale Fortbildung begleitend unterstützen.  

 Die Schulen erhalten einen zusätzlichen Studientag, um sich ausschließlich 

dieser Thematik zu widmen. 

 Frau Bergmann erläutert anhand des offiziellen Foliensatzes von SenBJW 

(siehe Anlage) den Ansatz der neuen Rahmenlehrpläne. Bei der Erläuterung 

zur Gestaltung der damit verbundenen Basiscurricula gibt es gewisse 

Verunsicherungen.  

 In der folgenden Diskussion stellten die Teilnehmer fest, dass eine 

Verlängerung der Anhörungsphase von Nöten sei, da nur die eingebundenen 

Angaben zum Tragen kommen können und im Besondern den Lehrer_innen 

nicht genügend Zeit gegeben wurde. Eine seriöse Bewertung sei so nicht 

möglich. Probleme bei einem Schulwechsel von Schüler_innen sowie die 

Nutzung der bereits angeschafften Schulbücher seien vorhersehbar.  

 Aufgabe des LSB muss es sein, sich weiter mit der Thematik zu befassen und 

auf Landesebene Beschlüsse zu verfassen. 

Das Thema wird auf der kommenden BSB-Sitzung erneut aufgenommen, 




ZUSAMMENFASSUNG GESPRÄCH OBERSCHULESSEN 11.02.2015 


Teilnehmer: 


 Jörg Redel – Leiter Schulamt C-W 


 Dirk Medrow – SenBJW, zuständig für Schulessen und Gesundheitserziehung 


 Klaus Kühn – Geschäftsführer „3 Köche GmbH“ 


 Rolf Hoppe – Vorsitzender Verband der Berliner & Brandenburger Schulcaterer 
(VBBSC), zugleich Geschäftsführer „Luna GmbH“ 


 Sebastian C. Semler – Vorsitzender Bezirksschulbeirat (BSB) CW 


 Frau Rupprecht – Schulleiterin Goethe-Gymnasium 


 Christine Irscheid – Elternvertreterin, Mitgl. Essenskommission + Mitglied BEA/BSB für 
das Goethe-Gymnasium 


 Andreas Ritter – Elternvertreter, Mitglied BEA/BSB für das Marie-Curie-Gymnasium 


 Herbert Saul – Elternvertreter, Mitglied BEA/BSB für die ISS Wilmersdorf 


 Herr Knaack – Schulleiter Robert-Jungk-Oberschule 


 Jens Roggenbuck – GEV-Vorsitzender Robert-Jungk-Oberschule 
 
 
Am 11.2.2015 hat im Schulamt ein Gespräch aller Beteiligten – Bezirk, Senat, die 


betroffenen Schulen mit Eltern und z.T. Schulleitungen, die Caterer – stattgefunden zur 


Lösung des Problems der Kündigungen von Cateringverträgen an Oberschulen seitens der 


Caterer (Kündigungen zweier Caterer an 5 Schulen). 


1. [Auffassung GEVen:] Anders als zumindest einige andere Bezirke erhebt unser Bezirk 


Pacht- bzw. Betriebskostengebühren für reine Ausgabenküchen (keine 


Produktionsküchen) an Oberschulen, hält dies aber gemäß Landeshaushaltordnung für 


geboten und rechtfertigt.  


[Auffassung Schulamt:] Unser Bezirk erhebt, wie die Mehrzahl der Berliner Bezirke, 


gemäß Landeshaushaltordnung Betriebskosten für ausgestattete Ausgabenküchen 


(keine Produktionsküchen) an Oberschulen, da die Caterer mit ihrer Leistungserbringung 


wirtschaftliche Interessen verfolgen. 


Dabei handelt es sich um eine vom Facility Management (nicht vom Schulamt) 


festgelegte Pauschale (9,52 €/qm pro Monat, zu entrichten für 8 – nicht 12 – Monate im 


Jahr, wg Schulferienanteilen), deren Berechnung und Zusammensetzung nicht 


transparent ist. 


2. Der kündigende Caterer „3 Köche“ hat seine Umsatzzahlen offen gelegt 


(Abonnentenessen  2/5, Imbiss 3/5 der Einnahmen) und konnte nachweisen, dass die 


Pachtgebühr nahezu 10% des Umsatzes ausmacht und zu negativen Erlösen führt. Aus 


diesem Grund erfolgte die Kündigung für die 4 Schulen  des betr. Caterers (was 


insgesamt die Belastung des Unternehmens um rund 14 T€ Pachtgebühren p.J. 


reduziert), der sich inzwischen ein weiterer Caterer („Luna“, ebenfalls anwesend) für 


einen Standort angeschlossen hat. Der Verband der Schulcaterer vertrat nach einer 


Meinungsumfrage im Verband die Auffassung, dass sich aus ihrem Kreise kein anderes 


Unternehmen bereitfinden wird, entsprechende Verträge zu übernehmen, solange eine 







Pacht erhoben wird.  (Für die Schulen würde dies bedeuten, dass sie keinen neuen 


Caterer.) 


[Ergänzung Schulamt:] Von der Aussage hat sich Herr Kühn distanziert, da er ja mit dem 


Schulträger über eine Reduzierung und nicht über eine Befreiung der Betriebskosten 


verhandelt.  


 Im Augenblick liegen dem Bezirk Angebote von "Betreibern" (Einzelpersonen) vor und 


einem Caterer vor, der nicht Mitglied im Verband ist.. 


3. Das Land (SenBJW) will mittelfristig eine Neuregelung des Oberschulessens 


ausarbeiten, über die u.a. sichergestellt wird, dass es neue Ausschreibungsunterlagen 


geben wird und dass Betriebskostenfreiheit gilt. Dies wird aber frühestens zum 


übernächsten Schuljahr greifen können, soweit die Terminplanung angedeutet wurde. 


4. Bezirk und Caterer verhandeln nun für die betroffenen Schulen über die Möglichkeit 


eines (teilweisen) Verzichts  einer Reduzierung auf die Betriebskosten für einen 


Übergangszeitraum (mind. 1 Schuljahr), bis die landesweite Regelung gilt. Sofern hier 


eine Einigung erfolgt, würde dies bedeuten, dass die Kündigung rückgängig gemacht 


wird und der betr. Caterer auch (zumindest) im nächsten Jahr an den Schulen bleibt. 


[Ergänzung Schulamt:] Z.Zt. prüft der Bezirk die Möglichkeit einer Reduzierung der 


Betriebskosten.  


5. Dies bedarf aber der Genehmigung durch die Stadträtin und evtl. durch die BVV. Die 


GEV-Vorsitzenden der 4 betroffenen Schulen haben einen flankierenden Brief an die 


Stadträtin verfasst.  
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Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin 
Abteilung Soziales und Gesundheit  


Gesundheitsamt  


Fachbereich 2: Infektions,- Katastrophen- und umweltbezogener Gesundheitsschutz 


 
 


 
 
 
 


 
 


Merkblatt Masern 
 
Masern sind keine harmlose Kinderkrankheit. Die Virusinfektion ist hoch ansteckend und kann 
schwere Komplikationen verursachen. Außerdem können Maserninfektionen auch noch nach 
Jahren schwere Folgekrankheiten nach sich ziehen wie z. B. eine chronische Entzündung des 
Gehirns. In vielen Ländern zählen Masern zu den bedeutendsten Infektionskrankheiten und 
Todesfälle durch Masern gehören weltweit zu den häufigsten Todesursachen im Kindesalter. 
 


Wie werden Masern übertragen? 


Die Masernviren werden durch das Einatmen infektiöser Tröpfchen (Sprechen, Husten, Niesen) 
sowie durch Kontakt mit infektiösen Sekreten aus Nase oder Rachen übertragen. Das 
Masernvirus führt bereits bei kurzem Kontakt zu einer Infektion und löst bei über 95% der 
ungeschützten, nicht- geimpften Personen klinische Symptome aus. 


Die Zeit zwischen Ansteckung und dem Auftreten von Erkältungssymptomen beträgt 8-10 Tage. 
Bis zum Auftreten des typischen Hautausschlages vergehen gewöhnlich 14 Tage. 


Die Ansteckungsfähigkeit beginnt bereits 5 Tage vor Auftreten des Hautausschlages und hält 
bis 4 Tage nach dessen Auftreten an. Sie ist kurz vor Erscheinen des Hautausschlages am 
größten. 


 


Wie äußert sich eine Infektion? 


Masern sind eine Virusinfektion mit zweiphasigem Verlauf. Sie beginnen mit Fieber, 
Bindehautentzündung, Schnupfen, Husten und einem Ausschlag an der Gaumenschleimhaut. 
Am 3.-7. Tag nach Auftreten der Erstsymptome zeigt sich der typische fleckförmige 
Hautausschlag, der nach ca. einer Woche wieder verschwindet. Als Komplikationen können 
Mittelohrentzündungen, Lungenentzündungen, Durchfälle oder Entzündungen des Gehirns 
(Enzephalitis) auftreten. Diese können auch zu bleibenden Schäden oder sogar zum Tod 
führen. Auch in Deutschland kommt es immer wieder zu komplizierten Krankheitsverläufen und 
Todesfällen, insbesondere bei Personen mit gestörtem Abwehrsystem (mangelnder Immunität). 


 


Wie wird die Krankheit behandelt? 


Erkrankte Personen sollten in der akuten Krankheitsphase Bettruhe einhalten. Eine spezifische 
Therapie gegen die Viren gibt es nicht. Die symptomatische Therapie ist abhängig von dem 
Organbefall. Neben fiebersenkenden Medikamenten und Hustenmitteln ist bei bakteriellen 
Superinfektionen, z.B. Mittelohrentzündung oder Lungenentzündung eine Therapie mit 


Antibiotika angezeigt. 
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Wie kann ich mich und andere Menschen vor einer Infektion schützen? 


Die wirksamste vorbeugende Maßnahme ist die Schutzimpfung gegen Masern. Grundsätzlich 
wird von einem lebenslangen Schutz nach zweimaliger Impfung ausgegangen. Derzeit wird von 
der Ständigen Impfkommission (STIKO) eine zweimalige Kombinationsimpfung im 
Kleinkindesalter empfohlen. Auch ältere Kinder, Heranwachsende und Erwachsene sollen sich 
nach dieser Empfehlung gegen Masern impfen lassen, wenn kein sicherer Schutz durch 
zweimalige Impfung oder frühere Erkrankung besteht. Eine durchgemachte Masernerkrankung 
hinterlässt einen lebenslangen Schutz. 


 
Maßnahmen des Gesundheitsamtes beim Auftreten eines Masernfalles in einer 
Kindergemeinschaftseinrichtung - Besuch von Kindergemeinschaftseinrichtungen (KITA 
und Schule) 


Bei Verdacht auf Erkrankung gilt ein Besuchsverbot in Kindergemeinschaftseinrichtungen nach 
§34 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Außerdem müssen Eltern die entsprechende  Einrichtung 
über eine Masernerkrankung ihres Kindes informieren. Lehrer, Erzieher oder andere 
Bezugspersonen, die an Masern erkrankt oder dessen verdächtig sind, dürfen keine 
Betreuungstätigkeit in Kindergemeinschaftseinrichtungen ausüben. Nach § 6 IfSG sind der 
Verdacht, die Erkrankung und der Tod an Masern meldepflichtig. Der Ausschluss vom Besuch 
der Gemeinschaftseinrichtung gilt bis zur Genesung, jedoch bis frühestens 5 Tage nach 
Ausbruch des Hautausschlages.  


Wegen der hohen Ansteckungsfähigkeit der Masern gelten beim Auftreten eines Masernfalles in 
einer Kindergemeinschaftseinrichtung alle nicht geimpften oder nicht immunen Kinder und 
Erzieher der Einrichtung als ansteckungsverdächtig. Impfbücher und Atteste werden durch das 
Gesundheitsamt kontrolliert, das auch die erforderlichen Besuchsverbote nach §§ 28 und 34(9) 
IfSG ausspricht. Nicht Geimpfte sowie Personen, die nur eine einmalige Impfung erhalten 
haben sollten schnellstmöglich nach Kontakt zu einem an Masern Erkrankten geimpft werden. 
Die meisten Impfungen werden unentgeltlich von Ihrem Hausarzt oder Kinderarzt angeboten. 


Kontaktpersonen von Erkrankten, wie beispielsweise Haushaltsangehörige, können bis zu 14 
Tagen nach Kontakt zu dem Erkrankten vom Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen 
ausgeschlossen werden.  


Für Kontaktpersonen ist der sofortige Besuch der Gemeinschaftseinrichtung möglich wenn: 


• sie eine zweimalige Masernimpfung (vollständiger Impfschutz) nachweisen können,  


• bei nicht Geimpften eine sofortige Impfung innerhalb von 3 Tagen nach Kontakt zu einem an 
Masern Erkrankten durchgeführt wurde (postexpositionelle Impfung), oder  


• ärztlich bescheinigt wird, dass sie bereits eine Masernerkrankung durchgemacht haben. 


 
Sollten Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich bitte an Ihr Gesundheitsamt Charlottenburg- 
Wilmersdorf – Fachbereich Infektionsschutz, Hygiene und umweltbezogener Gesundheitsschutz 
Telefon: 030- 9029- 16047 
E-Mail: hygiene@charlottenburg-wilmersdorf.de 
  
Ihr Gesundheitsamt 
Charlottenburg- Wilmersdorf 
 
 
 
 
 
Stand: September 2014 
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Projekt „Neu- und Weiterentwicklung vonProjekt „Neu und Weiterentwicklung von 
RLP für die Primarstufe und die 


Sekundarstufe I“Sekundarstufe I  


24 November 201424. November 2014
3. Dezember 2014
4 Dezember 20144. Dezember 2014







Auftrag
Entwicklung neuer Rahmenlehrpläne für die Grundschule 
und die Sekundarstufe I in BE und BB bis 2015


• „Rahmenlehrpläne entschlacken und modernisieren“ 1


• „…weniger, aber verbindliche Inhalte festschreiben.“ 1


• Schaffung einer curricularen Grundlage für die individuelle 
Förderung aller Lernenden im Kontext von Inklusion


Wolter, November 2014


1  Koalitionsvereinbarung 2011‐2016 zw. SPD und CDU, S.51


2







3Wolter, November 2014







Umsetzung des Auftrages


• Prinzip der Durchgängigkeit von Jgst. 1 bis 10: 
Niveaustufenkonzeptp


• Prinzip der Vernetzung: innerhalb des Faches, 
zwischen Fächern und zwischen fachlichen undzwischen Fächern und zwischen fachlichen und 
überfachlichen Kompetenzen
V t fü i di id ll L f• Voraussetzungen für individuelles Lernen auf 
dem Weg zur Inklusion weiterentwickeln


• Darstellung als Onlineplan: RLP + Material für 
den Unterricht


4Wolter, November 2014







Umsetzung des Auftrages - Fächer


• 28 Fächer
Fä h• neue Fächer: 


• Gesellschaftswissenschaften 5/6 (BE und BB)
• Naturwissenschaften 5/6 (BB)


• Moderne Fremdsprachen• Moderne Fremdsprachen
• veränderte Fachbezeichnungen: Politische 


Bildung,  Theater, Kunst


5Wolter, November 2014







Umsetzung des Auftrages - Struktur


A Bildung und Erziehung in der Primarstufe
d i d S k d f Iund in der Sekundarstufe I


B Fachübergreifende
K t t i klKompetenzentwicklung


C Fachpläne


6Wolter, November 2014







Struktur - Teil A


A Bildung und Erziehung in der Primarstufe und 
in der Sekundarstufe Iin der Sekundarstufe I


G• Grundsätze
• Bildungspolitische Themen und 


Schwerpunkte
• Lernen und Unterricht
• Leistungsfeststellung und -bewertung


7Wolter, November 2014







Struktur - Teil B


B Fachübergreifende Kompetenzentwicklung
• Basiscurricula


Basiscurriculum Sprachbildung
Basiscurriculum Medienbildung


• Übergreifende Themen• Übergreifende Themen
• Verankerung der übergreifenden Themen


8Wolter, November 2014







Teil B - Übergreifende Themen
 Berufs- und Studienorientierung
 Demokratieerziehung


E bild i d S h l Europabildung in der Schule
 Gesundheitsförderung und Suchtprävention
 GewaltpräventionGewaltprävention
 Gleichstellung und Gleichberechtigung der Geschlechter (Gender 


Mainstreaming)
 Interkulturelle Bildung und Erziehung
 Kulturelle Bildung
 Nachhaltige Entwicklung/Lernen in globalen Zusammenhängen Nachhaltige Entwicklung/Lernen in globalen Zusammenhängen
 Umgang mit Vielfalt (Diversity)
 Verbraucherbildungg
 Verkehrs- und Mobilitätserziehung


9Wolter, November 2014







Teil B – Übergreifende Themen


 Bedeutung des übergreifenden Themas:Bedeutung des übergreifenden Themas:


 Kompetenzerwerb: Kompetenzerwerb:


 Bezüge zu den Fächern: Bezüge zu den Fächern:


10Wolter, November 2014







Struktur - Teil C


C Fachpläne
C1  Kompetenzentwicklung im Fach


 domänenspezifische Kompetenzmodelle
Beschreib ng der Kompeten bereiche Beschreibung der Kompetenzbereiche


C2 Kompetenzen und StandardsC2  Kompetenzen und Standards
 durchgängige Darstellung der Standards – Niveaustufenkonzept


C3  Themen und Inhalte


11Wolter, November 2014
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Darstellung als Onlineplan


15Wolter, November 2014
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Zeitplan


SJ 2012/13 SJ 2013/14 SJ 2015/16 SJ 2016/17SJ 2014/15


• Auswertung der 
Bestandsaufnahme


• Konzeptentwicklung
• Auswahl und 
Qualifizierung der


• RLP‐Entwicklung • RLP‐Entwicklung
• Anhörung
• Veröffentlichung
• Inkraftsetzung


•Implementierung 
(2015 bis 2018)


•Unterrichtswirksamkeit
•Implementierung


Qualifizierung der 
RLP‐Gruppen


Inkraftsetzung


Anhörungsphase: 28.11.2014 bis 27.03.2015


17Wolter, November 2014







Wie geht es weiter?


 verlängerte Anhörungsphase vom 28.11.2014 bis 27.03.2015
 Information vor dem Start der AnhörungInformation vor dem Start der Anhörung 


 schriftliche Informationen
 Informationsveranstaltungen für Schulleitungen
 Pressekonferenz/Presseerklärung Pressekonferenz/Presseerklärung


 Anhörungsfassungen aller Teile des Rahmenlehrplans online auf dem 
Bildungsserver Berlin-Brandenburg


 Rückmeldungen über Onlinefragebogen 
 Auswertung der Rückmeldungen, Ableitung der Änderungen 


Entscheidungsvorlagen GenehmigungEntscheidungsvorlagen  Genehmigung
 Erstellung der endgültigen Fassung des Rahmenlehrplans
 Inkraftsetzung voraussichtlich etwa 1 Jahr vor der 
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Unterrichtswirksamkeit







Wie geht es weiter?


 Information/Auftakt für Schulaufsichten am 12.11.2014
 Information/Auftakt für Schulleitungen: vier Termine Ende 


November/Anfang DezemberNovember/Anfang Dezember
 Information/Auftakt sowie Qualifizierungen für Multiplikatorinnen und 


Multiplikatoren bzw. Schulberaterinnen und -berater
 Information/Auftakt für Lehrkräfte
 Qualifizierungen für Lehrkräfte
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Vielen DankVielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit!


Susanne Wolter (Federführung RLP-Projekt)
susanne.wolter@lisum.berlin-brandenburg.de@ g


Boris Angerer (Projektleitung RLP-Projekt)
boris.angerer@lisum.berlin-brandenburg.de


Weitere Informationen nterWeitere Informationen unter
http://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/10331.html 
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nachdem weitere Informations- und Fortbildungsworkshops stattgefunden. 

Insbesondere die Lehrervertreter werden gebeten, Input zur Diskussion und zu 

möglichen Beschlüssen zu geben. 

 Es erfolgt der Hinweis auf eine am 2.3.2015 stattfindende Anhörung von 

SenBJW in Lichtenberg. 

 

zu Top  7 Der BSB und die BSB-Geschäftsstelle des Bezirks sind vom LEA bzw. der 

Geschäftsstelle von LEA und LSB aufgefordert worden, den Status der 

Delegierten von Schulen in privater Trägerschaft als beratende Mitglieder zu 

klären. Dies sei notwendig, um die im Berliner Schulgesetz nicht ganz einfache 

Mandatsprüfung der Delegierten von Schulen in privater Trägerschaft auf 

Landesebene vornehmen zu können. 

 Anhand des BEA-Wahlprotokolls vom November 2014 ließ sich klären, 

welche 2 Eltern-Delegierten dieser Schulen ordentliche und wer 

stellvertretendes beratendes Mitglied ist. Für die Lehrer ist ohnehin nur ein 

Mitglied im BSB. Die Schüler werden gebeten, anhand ihres Wahlprotokolls 

diese Klärung noch vorzunehmen und nachzumelden. 

 

zu Top  8 keine Berichte aus den Gremien 

 

zu Top  9 Der aus der Diskussion der BSB-Sitzung vom 5.6.2014 resultierende und auf 

der Sitzung vom 08.01.2015 verschobene Antrag 

 -Aufgaben der Regionalen Datenschutzbeauftragten fokussieren- (siehe 

Anlage) wurde mehrheitlich angenommen. 

 

zu Top 10 Ein Beschluss des BLA wurde erst nach massivem Drängen durch die 

Geschäftsstelle des Bezirksamt weiter geleitet. 

 Am 20.02.2015 fand auf Senatsebene ein Treffen der Bau-und Schulstadträte 

statt. Der Senat möchte finanzielle Mittel für die Schulen in die Bezirke geben. 

Das Problem scheint jedoch zu sein, dass den Bezirken Mitarbeiter fehlen, die 

diese Gelder verbauen können. 

 

Themen für die nächste Sitzung:  

 

 Erneut Rahmenlehrpläne 

 Einladung an das Gesundheitsamt 




BESCHLUSS 3 – 2015: Der Bezirksschulbeirat (BSB) Charlottenburg-Wilmersdorf hat in seiner Sitzung 


vom 26.2.2015 nachfolgendem Antrag zugestimmt und entsprechend beschlossen: 


 


ANTRAG 3 – 2015  


 


Aufgaben der Regionalen Datenschutzbeauftragten fokussieren 


Der BSB Charlottenburg-Wilmersdorf hat sich in seiner Sitzung vom 5.6.2014 ausführlich von der 


Regionalen Datenschutzbeauftragten deren Wirken und Aufgabenspektrum erläutern lassen sowie 


sich mit dem aktuellen Datenschutzbrief auseinandergesetzt, der sich u.a. mit Sitzungsprotokollen der 


Eltern in Schulgremien befasst. 


 


Der BSB begrüßt grundsätzlich die Initiative, sich um den Datenschutz an den Schulen institutionell zu 


kümmern. Dies gilt insbesondere für die Datenverarbeitung von Daten über Schüler sowie deren 


Übermittlung durch die Schule. Begrüßenswert ist ebenfalls, dass es hierzu durch die Regionalen 


Datenschutzbeauftragten ein Beratungsangebot gibt, das nicht nur den Schul(leitung)en, sondern 


auch Eltern(vertretungen) offen steht. 


Es muss dabei freilich darauf geachtet werden, dass nicht Datenschutzanforderungen gestellt 


werden, die von den Schulen technisch-organisatorisch nicht umgesetzt werden können. Vielmehr ist 


seitens des Schulträgers und der Senatsschulverwaltung sicherzustellen, dass die technisch-


organisatorische Ausstattung der Schulen so ausgestaltet ist, dass diese die 


Datenschutzanforderungen problemlos umsetzen können. Eine Verzahnung zwischen datenschutz-


rechtlicher Forderung und technisch-organisatorischer Ausstattung ist fachlich zwingend erforderlich. 


In diesem Sinne erbittet der BSB eine schriftliche Stellungnahme zu laufenden und geplanten 


Maßnahmen. 


Die Arbeit der Regionalen Datenschutzbeauftragten sollte sich prioritär den ursprünglich vorgesehen, 


zu begrüßenden Fragen der Datenverarbeitung von Schülerdaten zuwenden. Schulgremien sind 


hingegen kein prioritäres Handlungsfeld, wenngleich hier konkrete Hilfestellungen auch willkommen 


sein können. Diese müssen aber die technisch-organisatorischen Machbarkeiten für ehrenamtliche 


Tätigkeit in Schulgremien reflektieren und berücksichtigen. 


In keinem Fall dürfen inadäquate Datenschutzanforderungen dazu führen, dass Informationsfluss, 


Mitgestaltung aller Beteiligten und Transparenz in der Schule beeinträchtigt werden und damit dem 


schulgesetzlich verankerten Mitwirkungsgebot der (Eltern)Gremien entgegen stehen. 


Vor diesem Hintergrund widerspricht der BSB Charlottenburg-Wilmersdorf den Empfehlungen und 


Anforderungen im Datenschutzbrief zur Sitzungsprotokollierung von Elterngremien und fordert die 


Regionalen Datenschutzbeauftragten berlinweit zu einer Überarbeitung und Nachbesserung oder 


einer Rücknahme dieser Empfehlungen auf. 


 
Zur Kenntnis: 
Forderungsanschluss durch den LEA und den LSB wird gesucht. 
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